
15

Dienstag, 14. Januar 2025

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

BaslerKantonspolizeiverlässtX
X - die Plattform von Elon Musk verliert weitere Follower. Einige Institutionen in den beiden Basel reagieren ebenfalls.

Zara Zatti

Der Kanton Basel-Stadt postete
am vergangenen Donnerstag
eine nüchterne Information auf
X: «Ihr findet uns auch auf Blue-
sky.» Der Zeitpunkt des Hinwei-
ses dürfte vom Kanton aber
nicht zufällig gewählt worden
sein, der Hintergrund ist poli-
tisch hochgradig aufgeladen.
Am gleichen Tag fand auf X ein
Gespräch zwischen der AfD-
Politikerin und mittlerweile
Kanzlerkandidatin Alice Weidel
und dem Tech-Milliardär und
X-Besitzer Elon Musk statt. Der
Kanton Basel-Stadt verfügt
schon seit über 11 Monaten über
einen Account auf Bluesky,
einen Hinweis darauf gab es auf
X bis am Donnerstag nie.

BlueskyisteineSocial-Media-
Plattform, die ähnlich aufgebaut
ist wie X. Bereits seit der Über-
nahme von Twitter durch Musk
wurden reihenweise Konten auf
X gelöscht, viele wechselten zu
Bluesky. Ende 2023 verabschie-
dete sich etwa auch die Basler
ChristophMerianStiftungvonX.

Musk wird unter anderem
dafür kritisiert, dass Falsch-
informationen, Hetze und Hass-
nachrichten auf X ohne Kontrol-
le verbreitet werden können.
Der Algorithmus bevorzugt
ausserdem provozierende und
emotionalisierende Posts.

UniBaselbleibt aufX, aber
gestehtProblematikein
Die Unterstützung der in Teilen
rechtsextremen AfD beschert
MusknuneinenweiterenVerlust
vonzahlreichenKonten.Über60
deutschsprachige Hochschulen
und Institutionen verliessen am
Freitag öffentlichkeitswirksam
X. Und die Universität Basel?

Sie hat knapp 16’000 Follo-
wer auf X und verbleibt vorerst
auf Musks Plattform. «Die Uni-
versität hat sich für ein pragma-
tisches Vorgehen entschieden.
Wir konzentrieren unsere Res-
sourcen derzeit auf den Aufbau

unserer Präsenz auf Bluesky und
haben unsere Aktivitäten auf X
auf ein Minimum reduziert»,

schreibt Reto Caluori von der
Universität Basel auf Anfrage.
Die Uni verzeichne auf dem
englischen X-Kanal noch eine
relevante Reichweite innerhalb
der wissenschaftlichen Gemein-
schaft. Die Uni geht aber davon
aus, dass diese weiter abneh-
men wird. Sie will die Situation
«demnächst neu bewerten».

Am Schluss schreibt Caluo-
ri: «Grundsätzlich teile ich die
Einschätzung, dass sich X zu
einer problematischen Platt-
form entwickelt hat und die
Reichweite von evidenzbasier-
ten Inhalten, für die wir als Uni-
versität stehen, abnimmt.»

Der Kanton Basel-Stadt hat
14’604 Follower auf X und 328
Follower auf Bluesky. Seit dem
10. November 2024 ist die Zahl
der Follower des Kantons auf

Bluesky um 270 gestiegen, jene
aufXum233gesunken.Auchder
Kantonwählteinennutzerorien-
tiertenundkeinen ideologischen
Umgang mit der Plattform.

«Grundsätzlich richten wir
uns nach dem Mediennutzungs-
verhalten der Bürgerinnen und
Bürger, um sie gemäss unserem
Informationsauftrag zu errei-
chen», schreibtRegierungsspre-
cher Marco Greiner. Derzeit sei
XfürdenKantonimmernochein
zentraler Informationskanal.Der
Kanal bleibt vorerst bestehen.

BaldeinWhatsapp-Kanal
fürPolizeiinfos
Einen andere Entscheidung hat
das Baselbiet getroffen: «Der
Kanton Basel-Landschaft wird
den Twitter-Kanal ebenfalls ver-
lassen und stattdessen neu an-

dere Newskanäle bespielen»,
schreibt Regierungssprecher
Nic Kaufmann. Mit einem poli-
tischen Statement hält sich der
Kanton aber zurück. «X hat an
Relevanz verloren.» Statt X sol-
len nun Whatsapp-Broadcast,
Threads und Bluesky für die In-
formation der Bevölkerung zum
Einsatz kommen.

Auch die Kantonspolizei Ba-
sel-Stadt will X verlassen. Dies
sei schon seit rund einem halben
Jahr geplant, schreibt das Justiz-
und Sicherheitsdepartement
(JSD) auf Anfrage. Die Entwick-
lung von X habe bei dieser Ent-
scheidung ebenfalls eine Rolle
gespielt. Für die Information der
Bevölkerung über aktuelle Er-
eignisse soll bis Ende Frühling
ein Whatsapp-Kanal eingerich-
tet werden.

Wirtschaftskammer-Direktorkämpft fürLohnschutz
Christoph Buser sieht bei den «Bilateralen III» reale Verschlechterungen für das Baugewerbe in der Region.

Nikolaos Schär

Das Verhandlungsergebnis mit
der Europäischen Union (EU) zu
den Bilateralen steht. Obwohl
der Text noch nicht einsehbar
ist, verlangen die Gewerkschaf-
ten Verbesserungen beim Lohn-
schutz, auch wenn der Bundes-
rat beteuerte, dieser sei zukünf-
tig gesichert. Unerwartete
Schützenhilfe erhalten die
Arbeitnehmervertreternunvom
Direktor der Wirtschaftskam-
merBaselland(Wika),Christoph
Buser: «Wir müssen schauen,
dass die Kleinen nicht unter die
Räder kommen.»

Der Grund für Busers Enga-
gement ist ein Pilotversuch, den
das Staatssekretariat für Wirt-
schaft (Seco) im Sommer 2024
in der Region Basel durchge-
führt hat. Bei diesem wurde
während acht Wochen die Vor-

anmeldefrist für Firmen aus
dem EU-Raum, die Aufträge in
der Schweiz ausführen wollen,
von den bis anhin geltenden
acht auf vier Tage reduziert.
Diese Frist soll den Kontrollins-
tanzen genügend Zeit verschaf-
fen,umausländischeFirmenbei
der Einhaltung der Arbeits-
marktbestimmungen zu kont-
rollieren. Diese Frist existiert,
damit die Kontrollinstanzen ge-
nügend Zeit haben, um auslän-
dische Firmen bei der Einhal-
tung der Arbeitsmarktbestim-
mungen zu kontrollieren.

Das Ergebnis der simulier-
ten verkürzten Frist: Über 70
Prozent der Kontrollen wären
mit dem heutigen System nicht
möglich gewesen, da die Mel-
dungen von den Behörden zu
spät bei den Kontrolleuren lan-
deten. Beunruhigend für das
heimische Gewerbe, findet Bu-

ser: «Es gibt keine Grenze in der
Schweiz, die so dicht von Unter-
nehmen besiedelt ist, die darauf
ausgelegt sind, Aufträge in der
Schweiz auszuführen.» Beson-
dersdasBaugewerbehatProble-
me mit ausländischen Firmen,
welche die Schweizer Arbeits-
marktstandards nicht einhalten.

DasheimischeGewerbe
wirdweggedrängt
Buser ist nicht prinzipiell gegen
die Verkürzung der Frist, mit
dem jetzigen komplizierten Sys-
tem sei diese nicht praktikabel.

Ausländische Baufirmen re-
gistrierensichzunächst ineinem
digitalenSystemdesStaatssekre-
tariats für Migration. Die Daten
werden anschliessend an das
KantonaleAmtfür Industrie,Ge-
werbe und Arbeit (Kiga) über-
mittelt, das triagiert und dann
die Meldungen an die Kontrol-

leure der Arbeitsmarktkontrolle
Baugewerbe (AMKB) weiterlei-
tet. Für die Kontrollen von Bran-
chen ohne allgemeinverbindli-
che Gesamtarbeitsverträge ist
das Kiga selbst verantwortlich.

Die Quote der Verstösse
ausländischer Firmen, die unter
das sogenannte Entsendegesetz
fallen, ist bei Kiga und AMKB
rund 28 Prozent. An die Medien
ging der Wika-Direktor, weil das
Seco die Ergebnisse des Pilot-
versuchs nicht in die Verhand-
lungen um den Lohnschutz mit
der EU einbrachte. Christoph
Buser ist nicht damit einverstan-
den, dass die Arbeitgeberver-
bände den Gewerkschaften vor-
werfen, die Verschlechterungen
im Lohnschutz nur dazu zu nut-
zen, Vorteile für die eigene
Klientel herauszuholen.

Denn auch die Kautions-
pflicht beim Meldeverfahren

soll neu nur noch für Unterneh-
men gelten, die wiederholt
gegen die geltenden Auflagen
verstossen. «Das verhandelte
Ergebnis ist für das heimische
Gewerbe eine reale Verschlech-
terung», sagt Buser. Ohne gleich
lange Spiesse besteht laut dem
Wika-Direktor die Gefahr einer
Wettbewerbsverzerrung, die zu
einem verstärkten Risiko von
Lohndumping führen würde.

Abhilfe könnte gemäss der
Wika eine Verschlankung des
Meldeprozesses bringen: Der
Kanton müsste die Meldungen
der Firmen den Kontrolleuren
direkt zustellen, ohne vorgängig
eine Triage vorzunehmen. Die
zentrale Meldeplattform müss-
te vom Amt für Migration zum
Seco verschoben werden. Der
Bericht zum Pilotversuch wird
das Seco voraussichtlich Ende
Winter publizieren.

Kommuniziert vorerst weiter auf der Social-Media-Plattform X: Der Kanton Basel-Stadt. Bild: Andreas Möckli

Nachrichten
Orientierungslose
Velofahrerin gefunden

Basel Am Sonntag wurde auf
der Inneren Margarethenstrasse
eine Frau orientierungslos auf-
gefunden, wie die Polizei am
Montag mitteilt. Die 31-Jährige
wurde lag um 1.30 Uhr am Bo-
den. Es sei davon auszugehen,
dass sie mit ihrem Velo gestürzt
ist. Sie habe sich dabei verletzt
und wurde zur Behandlung in
die Notfallstation gebracht. Der
Unfallhergang konnte noch
nicht geklärt werden. Die Polizei
sucht Zeugen. (bz)

UniversitätBasel trennt
sich vonSVGroup

Gastronomie Nach einem Jahr
beendet die Universität Basel
die Zusammenarbeit mit
SVGroup. Das bestätigt ein Uni-
versitätssprecher gegenüber
«20Minuten». Betroffen seien
30 Mitarbeitende, davon habe
man der Hälfte die Aussicht auf
eine Weiteranstellung gegeben.
Bis Juni sei die Verpflegung der
Studierenden durch SVGroup
noch sichergestellt. Bis dahin
werdeviaSubmissionsverfahren
ein neuer Caterer gesucht. (bz)

Polizei schreitetwegen
agressiver Personein

Bedrohung In einer Wohnung
an der Güterstrasse verhalte sich
ein Mann aggressiv. Er stehe am
offenen Fenster und bedrohe
Passanten auf der Strasse, wur-
de in einem Notruf der Basler
Polizei am Montag kurz vor
17 Uhr gemeldet. Die Polizei
schätzte sein Gebaren als ge-
fährlich ein und rückte mit gros-
sem Aufgebot an. Es kam aber
niemand zu Schaden. (bz)

«Xhatan
Relevanz
verloren.»

NicKaufmann
Regierungssprecher Baselland

Erneutneues
Grün fürRotblau
Rasen-Sanierung Der FC Basel
muss erneut einen neuen Rasen
verlegen. Nachdem die Unterla-
ge im Sommer wegen einer de-
fekten Drainage für 1,3 Millio-
nen Franken komplettsaniert
und im Anschluss bereits ein
neuer Rasen ausgelegt wurde,
wird dieser in dieser Woche be-
reits wieder herausgerissen. Das
bestätigt der Klub am Montag.

Nicht nur Goalie Marwin
Hitz, der nach dem Spiel gegen
GC öffentlich Kritik am Basler
Geläuf äusserte, war offensicht-
lich der Meinung, dass es für die
Rückrunde eine neue Unterlage
benötigt. Beim Testspiel gegen
Thun zeigte sich am Samstag,
dass sich das seifige und löchri-
ge Grün auch in der kurzen Win-
terpause nicht wie gewünscht
erholt hat. Darum haben die
Verantwortlichen jetzt entschie-
den, dass in dieser Woche die
Bagger anrollen.

Der neue Rasen wird ver-
mutlich nur vier Monate im Jog-
geli bleiben. Denn dann findet
im St. Jakob-Park bekanntlich
das Public Viewing zum Eurovi-
sion Song Contest statt, ehe für
die Frauen-EM und die neue
Saison erneut ein neuer Rasen
verlegt wird. Dieser muss ge-
mäss Anforderungen der Uefa
in einwandfreiem Zustand sein
und wird voraussichtlich vom
Steuerzahler via ESC-Budget
des Kantons bezahlt. (jaw)


